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: Fragenkatalog

Eher Zustimmung

Gesunde Bundesfinanzen sind im Interesse der gesamten Schweiz und
damit auch der Kantone. Ein gesunder Bundeshaushalt ist insbesondere
auch fur kleinere und ressourcenschwéachere Kantone essenziell. Wahrend
einzelne Kantone noch Uberschiisse ausweisen, kdmpfen zunehmend mehr
Kantone mit Defiziten. Acht Kantone bereiten ebenfalls
Entlastungsmassnahmen vor, darunter auch der Kanton Uri. In Uri befindet
sich ein Spar- und Massnahmenpaket in der Vernehmlassung. Der Kanton
Uri ist sich durchaus bewusst, dass der Bundeshaushalt wegen der
steigenden Ausgaben fur die Altersvorsorge, der 13. AHV-Rente und
héheren Armeeausgaben droht, aus dem Gleichgewicht zu geraten. Wir
anerkennen also den Handlungsbedarf. Die Sanierung der Bundesfinanzen
sollte aus unserer Sicht jedoch priméar bei den eigenen Ausgaben des
Bundes ansetzen. Der Bundeshaushalt darf insbesondere nicht mit reinen
Lastenabwaélzungen vom Bund auf die Kantone ins Lot gebracht werden. Es
liegt vielmehr in der Verantwortung des Bundes, seine Finanzen nachhaltig
zu gestalten und die Ausgabendynamik aus eigener Kraft aufzufangen.
Insgesamt umfasst das Paket Massnahmen in der Gréssenordnung von 1
Milliarde Franken, die sich auf die Kantone auswirken kénnen.

Der Regierungsrat ist aber offen, Giber mogliche Lésungsansétze in
einzelnen Positionen zu diskutieren.
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Erlass Nr.1 Detaillierte Stellungnahme

Befiirworten Sie grundsatzlich die Zielsetzung und die Stossrichtungen
Titel (insb.: ausgabenseitige Korrekturen statt Steuererhdhungen) der
Vernehmlassungsvorlage?

Akzeptanz Ablehnung
Anpassungen / Gegenvorschlag =

Der Kanton Uri begriisst grundsatzlich die Sparmassnahmen; sieht die
Verantwortung jedoch beim Bund, seine Finanzen nachhaltig zu gestalten
und die Ausgabendynamik aus eigener Kraft aufzufangen.

Zu Massnahmen ohne Gesetzesanderung sind nachfolgend einige
Bemerkungen aufgefihrt.

Massnahme: Kiirzung bei den Verbundaufgaben im Umweltbereich

Grundsétzlich durfen Sparmassnahmen des Bundes nicht zu reinen
Lastenabwélzungen auf die Kantone fiihren. In vielen Aufgabenbereichen
mit Verbundfinanzierungen sind die Kantone an vorgegebene
Leistungsniveaus gebunden. Sie kénnen sich deshalb nicht im gleichen
Umfang entlasten wie der Bund und missen kurzfristig sogar
Finanzierungsliicken decken. Direkte Lasteniiberwélzungen, welche den
Kantonen keinen Handlungsspielraum belassen, sind deshalb keine echten
Sparmassnahmen und werden von den Kantonsregierungen abgelehnt.
Kantone missen die Mdglichkeit haben, sich gegebenenfalls im gleichen
Umfang wie der Bund zu entlasten. Auch unterlaufen einseitige
Sparmassnahmen in Aufgabenbereichen mit Verbundfinanzierungen
gemeinsam definierte Ziele und Strategien, auf die sich der Bund und die
Kantone in verschiedenen Politikbereichen in den letzten Jahren verstandigt
haben.
Mit den Programmvereinbarungen im Umweltbereich setzen Bund und
Kantone gemeinsam Verbundaufgaben um. Sie sind ein effizientes und
wirksames Instrument zur Umsetzung von Aufgaben, die das Bundesrecht
definiert. Die vorgesehene Querschnittskiirzung um 10 % gefahrden diese
Begriindung bewahrte Zusammenarbeit. Die Kantone und Gemeinden haben fur die
funfte Programmperiode der Programmvereinbarungen (2025-28) bereits
eine Vielzahl von Projekten erarbeitet, die nun umsetzungsreif sind.
Kirzungen hatten zur Folge, dass diese Projekte sistiert oder abgebrochen
werden mussten, weil die Kantone die fehlenden Beitrége des Bundes nicht
kompensieren kdnnen. Davon betroffen waren auch Projekte, die bereits
vertraglich vereinbart wurden.
Die Erfahrungen der Kantone zeigen, dass nur schon die momentan
verflgbare Unterstiitzung des Bundes oft nicht ausreicht, um die Pflichten
bei der Umsetzung von Bundesrecht zu erfiillen. Die Projekte, die die
Kantone mittels Programmvereinbarungen umsetzen, niitzen nicht nur der
Umwelt: Die Bevolkerung profitiert von einem besseren Schutz vor Larm,
Hochwasser und Bauten zum Schutz vor Naturgefahren sowie einem
gepflegten Schutzwald.
Weiter ist darauf hinzuweisen, dass eine Vielzahl der Verbundaufgabe im
Umweltbereich, insbesondere Naturgefahrenabwehr, Schutzwaldpflege,
Hochwasserschutz und Revitalisierungen sowie klimabedingte Waldschéaden
den Abgeltungstatbestand geméass Subventionsgesetz (SuG) erfillen. D.h.
die vom Subventionsempfangenden erbrachte Leistung ist im hohen
offentlichen Interesse. Eine einseitige Kirzung durch den Bund bewirkt
einen gefahrlichen Rickstau bei diesen wichtigen Projekten. Dieser wird
zusatzlich verscharft, wenn der Bund seine Beitragsséatze auf maximal 50 %
begrenzt.

Antrag:
Auf die Kiirzung der Bundesbeitrage fir Verbundaufgaben im

Umweltbereich um 10 Prozent sowie eine gesetzliche Begrenzung der
Beitragssatze des Bundes auf 50 Prozent ist zu verzichten.
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2.5 Verzicht auf projektgebundene Beitrage an die Hochschulen

Ablehnung

Der Bundesrat schlagt vor, die projektgebundenen Beitrage an die
kantonalen Hochschulen aus den Beitragskategorien gemass Art. 47 HFKG
zu streichen und die Artikel 59-61 HFKG aufzuheben. Der Bundesrat
rechnet dafur mit einer Entlastungswirkung von 27,9 Mio. CHF fur 2027 bzw.
29,6 Mio. CHF fur 2028.

Im Rahmen der Verabschiedung der BFI-Botschaft 2025-2028 hat das
Bundesparlament am 25. September 2024 den Bundesbeschluss tber die
Finanzierung nach dem Hochschulférderungs- und koordinationsgesetz in
den Jahren 2025-2028 verabschiedet. Es hat damit fur die Jahre 2025-2028
einen Verpflichtungskredit von 122,3 Mio. Franken fir projektgebundene
Beitrage nach Artikel 59 HFKG bewilligt. Von diesem Verpflichtungskredit
sollen nach Art. 4 Abs. 3 des Bundesbeschlusses (héchstens) 25 Mio.
Franken zur Erh6hung der Anzahl Ausbildungsabschlisse in
Humanmedizin, mit Priorisierung von Hausarztmedizin und medizinischer
Grundversorgung, eingesetzt werden.

Die Streichung der projektgebundenen Beitrége an die kantonalen
Hochschulen ist aus Sicht der Kantone ausgeschlossen, weil der Bund auf
die fur die BFI-Periode 2025-2028 beschlossenen Beitrdge nicht
zuriickkommen kann. Es handelt sich bei den gesprochenen Beitragen im
Rahmen des Beschlusses der eidgendssischen Rate zur BFI-Botschaft
2025-2028 um gebundene Ausgaben des Bundes. Wir lehnen die
Streichung der projektgebundenen Beitrage aber auch tber die BFI-Periode
2025-2028 hinaus ab. Die Hochschulkonferenz wiirde damit eines zentralen
Steuerungsinstruments beraubt, was das gesamte Konstrukt der
gemeinsamen Organe der Schweizerischen Hochschulkonferenz in Frage
stellen wiirde. Insbesondere wirde die Wahrnehmung der Aufgaben von
gesamtschweizerischer hochschulpolitischer Bedeutung gemass Art. 59
HFKG — dazu gehort die Aufgabenteilung unter den Hochschulen in
besonders kostenintensiven Bereichen, u.a. der Humanmedizin — gefahrdet.

Im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020 wurde das Sonderprogramm
«Erhéhung der Anzahl Abschliisse in Humanmedizinx» mit finanzieller
Beteiligung des Bundes im Umfang von 100 Mio. CHF lanciert. Das
Programm hatte zum Ziel, die Anzahl Abschliisse in Humanmedizin bis 2025
nachhaltig auf mindestens 1'300 pro Jahr zu erhéhen. Gemass
Schlussreporting der Hochschulen von 2021 dirfte dieses Ziel bis 2025
voraussichtlich erreicht werden. Dies ist aber nur mdglich dank der
wesentlichen Mitfinanzierung durch die Kantone wahrend und tber die
Dauer des Sonderprogramms hinaus. Wirde die Unterstiitzung des Bundes
fuir die Ausbildung in Humanmedizin via projektgebundene Beitrage in
Zukunft wegfallen, hatte dies finanzielle Mehrbelastungen fur die Kantone
als Trager der Universitaten zur Folge. Diese verfiigen faktisch tber keinen
Spielraum und missten die Finanzierungsliicke decken, um die dank des
Sonderprogramms Humanmedizin erreichten Abschlusszahlen langerfristig
zu halten oder weiter zu steigern. Das wiirde die Nachhaltigkeit des
Sonderprogramms gefahrden und auch den Bestrebungen des Bundes zur
Starkung der medizinischen Grundversorgung (Agenda Grundversorgung)
zuwiderlaufen.

Es wird befurwortend zur Kenntnis genommen, dass der Bundesrat die
zeitlich befristeten Beitrage zur Férderung der Ausbildungsabschliisse
Pflege an den Fachhochschulen (1. Etappe zur Umsetzung der
Pflegeinitiative) beibehalten will. Wir regen an, den Titel des dafur im HFKG
neu einzuftigenden Artikels 80a nicht wie vorgeschlagen mit
«Pflegefinanzierung», sondern z.B. mit «Férderprogramm Pflege» oder
«Programm zur Erhéhung der FH-Abschlisse Pflege» (0.4.) zu ersetzen.
Unter «Pflegefinanzierung» wird im Kontext des KVG die Finanzierung von
Pflegeleistungen verstanden.
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2.16 Dampfung der Ausgabenentwicklung im Bereich der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung

Ablehnung

Der Bund will die Entwicklung seiner Ausgaben flir die Pramienverbilligung
nach KVG dampfen, indem er sie neu jeweils fiir eine Vierjahresperiode
festlegt. Ausgehend vom Betrag von 7,5 % der OKP-Bruttokosten im Vorjahr
der Vierjahresperiode wird der Beitrag jahrlich um die Kostenentwicklung
nach den Gesamtkostenzielen des Bundes angepasst. Der Bundesbeitrag
wirde also nicht mehr jahrlich an die OKP-Bruttokosten angepasst, sondern
nur noch alle vier Jahre. Wahrend den drei Jahren dazwischen wirde sich
der Bundesbeitrag entsprechend den Gesamtkostenzielen des Bundes
entwickeln. Der Bundesrat geht in seinem erlauternden Bericht davon aus,
dass die Kantone dadurch einen grésseren Anreiz hatten, zur
Kostendampfung und zum Erreichen des Gesamtkostenziels beizutragen.

Unter dem Gesichtspunkt der dazu gefiihrten Abstimmung im Juni 2024 ist
ein Eingriff in den Bereich der Pramienverbilligung problematisch. Die
Stimmbevolkerung hat die Pramien-Entlastungs-Initiative, die fiir den Bund
gegen 4 Mia. CHF Mehrkosten bedeutet hatte, im Vertrauen darauf
abgelehnt, dass ein griffiger indirekter Gegenvorschlag in Kraft tritt. Nun
bringt der Bund — noch bevor der indirekte Gegenvorschlag in Kraft ist und
die genaue Umsetzung geregelt ist (die Vorlage ist noch in
Vernehmlassung) — einen Vorschlag, der vorsieht, dass er seine Ausgaben
fur die Pramienverbilligung senkt und sich entlastet.

Gleichzeitig soll auch Art. 54 N-KVG, welcher im Rahmen des indirekten
Gegenvorschlags der Kostenbremse-Initiative erarbeitet wurde und den
Bund verpflichtet, Kostenziele fir jeweils vier Jahre zu definieren, nochmals
revidiert werden. Mit dem jetzt vorgeschlagenen Absatz 2 soll der Bundesrat
die Kostenziele wéhrend der Vierjahresperiode anpassen kénnen, falls sich
die Grundlagen wesentlich verandert haben. Wir beurteilen dies als
Aufweichung des indirekten Gegenvorschlags, noch bevor er in Kraft gesetzt
worden ist.

Die Argumentation des Bundes, die vorgeschlagene Neuregelung wirde die
Kantone dazu animieren, die Kosten im Gesundheitswesen starker zu
steuern, kdnnen wir nicht nachvollziehen: Die Kantone haben ohnehin ein
grosses Interesse an einer Kostendadmpfung. Sie finanzieren die
Gesundheitskosten nicht nur tber die Pramienverbilligung mit, sondern auch
Uber die Spital- und Pflegefinanzierung. Mit der Umsetzung der einheitlichen
Finanzierung von ambulanten und stationaren Leistungen (EFAS) werden
sie auch alle ambulanten Leistungen mitfinanzieren. Gleichzeitig ist darauf
hinzuweisen, dass die Kantone zur Beeinflussung der Kosten nicht
uneingeschrankte Moglichkeiten haben, da der Bund im Bereich der
Krankenversicherung eine starke Regulierungsrolle hat.

Mit der vorgeschlagenen Anderung von Art. 66 Abs. 2 KVG entsteht fiir den
Bund der Anreiz, die Kostenziele (unrealistisch) hochzusetzen (also ein
geringes Kostenwachstum als Ziel zu definieren), um seine Ausgaben fir
die Pramienverbilligung tief zu halten.

Mit diesem neuen Korrekturmechanismus fiir den Bundesbeitrag an die
Pramienverbilligung méchte der Bund nun ein neues Element vorsehen, das
ihm Spielraum fiir seinen Beitrag verschafft. Die im indirekten
Gegenvorschlag in Bezug auf Bundes- und Kantonsbeitrag festgelegte
«Formel» wiirde damit in Schieflage gebracht. Von der Korrektur seitens
Bund waren dann die Kantone betroffen, die den durch die Reduktion des
Bundesbeitrags entstehenden Fehlbetrag bei der Pramienverbilligung
ausgleichen mussten. Dass es dabei um durchaus gréssere Betrage gehen
kann, ist dem erlauternden Bericht zu entnehmen: bei einer Zielverfehlung
um 0,5 Prozentpunkte liegt die Einbusse der Kantone im mittleren
zweistelligen Millionenbereich.

Das Argument, dass die Anderung von Art. 66 Abs. 2 KVG den Kantonen im
Bereich der Pramienverbilligung mehr Planungssicherheit bringt, weil sie
jeweils fur vier Jahre den jahrlichen Bundesbeitrag kennen, verféangt nicht.
Der kantonale Mindestbeitrag bleibt an die Bruttokosten und
Pramienentwicklung gekoppelt und kann immer erst im Herbst des
Vorjahres berechnet werden. Die Kantone haben also ohnehin grossere
Planungsunsicherheiten bei der Pramienverbilligung.
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2.17 Verkirzung der Abgeltungspflicht fur die Globalpauschalen auf 4 Jahre

Ablehnung

Der Bundesrat schlagt vor, die Abgeltungspflicht fir Globalpauschalen im
Asyl- und Fliichtlingsbereich von heute sieben beziehungsweise funf Jahren
auf vier Jahre zu verkirzen. Dieser Vorschlag ist der grésste Posten des
ganzen Entlastungspakets 2027. Im Jahr 2028 soll er 30 Prozent der
gesamten Einsparungssumme beitragen. In den beiden Jahren 2027 und
2028 kumuliert soll annahernd eine Milliarde Franken eingespart werden. Es
handelt sich dabei nicht um eine echte Einsparung. Vielmehr wird die
Massnahme eine massive Mehrbelastung der Kantone und ihrer Gemeinden
zur Folge haben.

Die im erlauternden Bericht beschriebene Absicht, die Integrationspolitik auf
das prioritare Ziel einer raschen Integration in den Arbeitsmarkt oder in
Berufshildungsmassnahmen auszurichten, entspricht nicht den Interessen
der Kantone. Vielmehr soll die Integration nachhaltig nach dem Grundsatz
«Arbeit dank Bildung» erfolgen, damit ein Drehtlir-Effekt vermieden wird und
die Sozialwerke nicht nach kurzer Zeit wieder belastet werden. Der
Vorschlag widerspricht auch den Wirkungszielen der Integrationsagenda
Schweiz, welche 2017/2018 gemeinsam von Bund und Kantonen
ausgehandelt worden waren: Die Kantone haben zahlreiche Massnahmen
ergriffen, um die Ziele der Integrationsagenda zu erreichen. Sie werden nun
gefahrdet.

Eine nachhaltige Integration braucht geniigend Zeit und hangt von
exogenen Faktoren ab, zum Beispiel von der Situation auf dem lokalen
Arbeitsmarkt, der Branchenzusammensetzung, dem Bildungsstand, der
familiagren Situation und dem Gesundheitszustand der Personen. Die
meisten Erwachsenen missen neben unerlasslicher Sprachkompetenzen
auch erganzende oder gar neue berufliche Qualifikationen erwerben.
Andernfalls droht eine «Working Poor» Situation mit entsprechendem
Sozialhilfebezug zulasten der Kantone und Gemeinden. Viele Jugendliche
und junge Erwachsene weisen eine sehr geringe Schulbildung auf und
haben erheblichen Nachholbedarf, um in einer Berufsausbildung bestehen
zu kénnen. Damit ist eine regulare Berufsausbildung nach spéatestens drei
Jahren in sehr vielen Féllen illusorisch. Die langen Verfahrensdauern
verzogern die berufliche Integration zusatzlich, da diese einen
Aufenthaltstitel voraussetzt. Zudem kann ein markanter Teil der
Gefluchteten — in der Integrationsagenda Schweiz, im Bericht der
Koordinationsgruppe vom 1. Marz 2018, ging man von 30 Prozent aus — gar
nicht integriert werden, weil sie aufgrund gesundheitlicher Probleme oder
Traumatisierungen nicht dazu in der Lage sind. Die Kantone und
Gemeinden bezahlen fur jede gefliichtete Person, deren
Arbeitsmarktintegration nicht (nachhaltig) gelingt, wahrend Jahren oder gar
Jahrzehnten die Sozialhilfe — ohne jede Beteiligung des Bundes.

Das neue Asylgesetz (Neustrukturierung Asyl), das ebenfalls gemeinsam
von Bund und Kantonen/Gemeinden erarbeitet und vom Stimmvolk am 5.
Juni 2016 mit Zweidrittelmehrheit gutgeheissen worden war, definiert
innerhalb der Verbundaufgabe Asyl klar die Aufgaben und Zustandigkeiten
jeder Staatsebene. Eine einseitige Anderung an diesem austarierten System
fuhrt zu einer Mehrbelastung der unteren Staatsebenen, was die
Expertengruppe in ihrem Bericht auch transparent festhalt: Falls die
raschere Integration nicht gelingt, steigen die Kosten in den Regelstrukturen
sowie bei der Arbeitslosenversicherung. Diese Lastenverschiebungen auf
die Kantone und Gemeinden werden diese politisch unter Druck setzen, die
Anséatze fur die Gefliichteten zu senken. Dies fuhrt mutmasslich zu einer
Prekarisierung und hat damit Auswirkungen auf die Gesellschaft (z.B. auf
die offentliche Sicherheit, auf die Bereitschaft zur sozialen Integration sowie
in der Folge auf die Stimmung in der Bevélkerung).

Der Vorschlag wird daher als einseitige, nicht angebrachte Ubersteuerung
des etablierten Systems gewertet — genauso wie andere bereits
angekiindigte Sparvorhaben, insbesondere die Uberpriifung eines Malus bei
der Arbeitsintegration von Menschen mit Schutzstatus S. Dies umso mehr,
als der Bund in der Verbundaufgabe Asyl seinen Verpflichtungen schon im
heutigen System nicht verlasslich nachkommt, was zu einer Mehrbelastung
von Kantonen und Gemeinden fuhrt. So hat der Bund in den vergangenen
zwei Jahren Pendenzen angehauft und die Durchschnittsdauer der
Verfahren liegt weit iber den Zielwerten. Im November 2022 musste der
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Bund gar Personen vorzeitig den Kantonen zuweisen, obwohl letztere ihn
bei den Personen mit Schutzstatus S seit Friihling 2022 massiv entlastet
hatten, indem diese nur wenige Tage bis Wochen im Bundesasylzentrum
untergebracht sind.

Sollte der Bund im Asylbereich Kosten einsparen wollen, musste er daftr
einen Teil der Aufgaben der Kantone ibernehmen, um das Gleichgewicht in
dieser Verbundaufgabe zu erhalten. Die Aufgaben mit den entsprechenden
Kosten im Asylbereich miissten dazu nicht im Sparprogramm, sondern im
Projekt Entflechtung 27 diskutiert werden. Eine Einsparung bei den
Globalpauschalen fiir den Bund liesse sich auch mit einer konsequenten
Durchsetzung der 24-Stunden-Verfahren sowie insgesamt rascheren
Verfahren und weniger Pendenzen erreichen. In der Gesamtstrategie Asyl
wird zurzeit analysiert, wie kiinftig die Verfahren optimiert werden kdnnen,
sodass maoglichst nur jene Personen in der Schweiz Zuflucht suchen, die
den Schutz auch bendtigen, was nachhaltigeres Sparpotenzial bietet. Diese
Arbeiten sind mit der nétigen Sorgfalt und unter Einbezug der Expertise aller
relevanten Akteure auszufiihren und bendétigen etwas Zeit.

2.18 Verzicht auf Ausbildungsbeitrage Opferhilfe

Ablehnung

Der Kanton Uri lehnt die Streichung ab und schliesst sich somit der Meinung
der SODK an: Bisher bezahlte der Bund Beitrége in der Opferhilfe fur die
Ausbildung von Opferhilfefachleuten. Der Vorstand der SODK fordert
weiterhin eine finanzielle Beteiligung des Bundes zur Bekanntmachung der
Opferhilfe und spricht sich entschieden gegen die Abschaffung der
Ausbildungshilfen aus.

2.19 BIF: Kirzung der Einlagen

Ablehnung

Der Kanton Uri lehnt die vorgesehene Kiirzung der Einlage in den
Bahninfrastrukturfonds (BIF) um jahrlich 200 Millionen Franken entschieden
ab. Bereits beschlossene Sparmassnahmen belasten den Fonds mit 450
Millionen Franken in den Jahren 2025 und 2026. Weitere Kiirzungen
gefahrden die langfristige Stabilitdt des BIF und untergraben das Vertrauen
von Kantonen und Bevdlkerung in die zugesicherte Finanzierung des
Bahnausbaus.

Der Mittelbedarf fur Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der
Bahninfrastruktur steigt — nicht zuletzt aufgrund des teureren Ausbauschritts
2035 und zunehmender Anforderungen an den Schutz vor Naturgefahren.
Gerade in den Bergregionen ist der Erhalt kritischer Infrastruktur wie
Viadukte und Tunnels essenziell.

Der BIF ist das Ruckgrat der Bahnfinanzierung in der Schweiz. Um die
Attraktivitat und Nachhaltigkeit des 6ffentlichen Verkehrs zu sichern, braucht
es eine verlassliche Finanzierung. Einseitige Kiirzungen durch den Bund auf
Kosten des BIF lehnt der Kanton Uri daher klar ab.

Auf die geplante Kiirzung der BIF-Einlage ist vollumfanglich zu verzichten.
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2.20 Verzicht auf Férderung des grenziberschreitenden
Personenschienenverkehrs

Zustimmung

Die direkte Betroffenheit des Kantons Uri ist gering. Sofern die Einschatzung
zutrifft, dass der grenziiberschreitende Personenschienenverkehr am Tag
mehrheitlich kostendeckend betrieben werden kann, erscheint ein Verzicht
auf eine finanzielle Férderung vertretbar.

Der Verzicht auf die Forderung des grenziiberschreitenden
Personenschienenverkehrs wird unterstiitzt.

2.21 Teilverzicht auf Férderung alternativer Antriebssysteme fir Busse und
Schiffe

Ablehnung

Die vorgeschlagene Kirzung widerspricht dem parlamentarisch
beschlossenen Kompromiss zur CO-Gesetzesrevision und fiihrt zu einer
einseitigen Lastenverschiebung auf Kantone und Gemeinden. Die
Umstellung auf alternative Antriebe bis 2027 ist zeitlich kaum umsetzbar —
insbesondere im Kanton Uri, wo die anspruchsvolle Topografie mit steilen
Strecken und langen Fahrdistanzen zuséatzliche Anforderungen an
Fahrzeuge und Ladeinfrastruktur stellt.

Ein Teilverzicht zur Férderung alternativer Antriebssysteme fiir Busse und
Schiffe ist abzulehnen.

2.22 Verzicht auf Beitrage fur automatisiertes Fahren

Zustimmung

Verzicht: Diese Subvention soll ab 2025 neu eingefuhrt werden. Wir gehen
davon aus, dass diverse Entwicklungen in diesem Marktbereich ohne
finanzielle Zuschuisse weiterhin stattfinden. Ein Verzicht auf die Einfuhrung
einer neuen Subvention ist vertretbar.

Antrag: Einem Verzicht fur Beitrage fur automatisiertes Fahren kann
zugestimmt werden.

2.25 BAFU: Verzicht auf Unterstiitzung von Pilot- und
Demonstrationsanlagen

Ablehnung

Mit dem Instrument werden in den Kantonen wichtige Projekte gefordert, die
zum Transfer von Innovationen aus der Forschung in den Markt beitragen.
Die Forderung ist als Kann-Bestimmung formuliert und geht auf Art. 49 Abs.
3 des Umweltschutzgesetzes sowie Art. 34a und 34b des Waldgesetzes
(WaG) zurick. Die Einfihrung von Art. 34a und 34b WaG war Uberdies
eines der Kernelemente der WaG-Revision 2016. Inzwischen sind die
Grunde, die zur Einfihrung dieser Artikel gefiihrt haben, keineswegs
weniger geworden, im Gegenteil. Die Holzférderung trégt einen Teil dazu
bei, die Kosten zur Erbringung weiterer Waldleistungen (Schutzwaldpflege,
Biodiversitat, Klimaschutz) zu vermindern. Hinzu kommen die mit der
parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft starken»
zusatzlich geschaffenen Fordertatbestidnde nach Art. 48a, Art. 49 und Art
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49a des USG.

Aktuell erarbeitet das BAFU in der Verbundaufgabe mit der KWL die
Integrale Wald- und Holzstrategie 2050, welche der Bundesrat im zweiten
Halbjahr 2025 verabschieden wird. Zum ersten Mal wird dabei die
Waldpolitik zusammen mit der Ressourcenpolitik Holz integral in einer
Strategie zusammengefasst. Dabei soll zukiinftig sichergestellt werden,
dass die zweitwichtigste einheimische Ressource Holz ganzheitlich genutzt
und jeweils dem sinnvollsten Zweck zugefiihrt wird. Die Kaskadennutzung
und die kreislauffahige Holzverwertung sollen etabliert werden.
Schlussendlich sollen die Klimaleistungen von Wald und Holz gestarkt
werden. Damit dies gelingt, ist die Weiterfiihrung des Aktionplans Holz eine
wichtige Voraussetzung.

Die Motion (21.3848) Roduit «Fir eine vollstandige Wertschopfungskette
der Holzwirtschaft in der Schweiz» wurde vom Standerat am 9. September
2024 abgeéndert und vom Nationalrat am 20. Dezember 2024 angenommen
und an den Bundesrat Uberwiesen. Der Standerat halt in seinem Bericht
fest, dass «<im Rahmen der Integralen Wald- und Holzstrategie 2050 zu
prufen ist, wie die bestehenden Rahmenbedingungen anzupassen sind,
damit eine der wenigen in der Schweiz vorhandenen Rohstoffe durch neue
Technologien mit viel Innovations- und Marktpotential und deren Upscaling
bis zur industriellen Produktion vollstédndig genutzt werden kann. Den
lokalen oder regionalen Wertschopfungsketten ist dabei besondere
Beachtung zu schenken. Dazu ist eine Entwicklungsanalyse fir
Holzverarbeitungsstandorte gemeinsam mit den Kantonen und der Wald-
und Holzbranche durchzufiihren, um den allfalligen Handlungsbedarf und
mdgliche Lésungen aufzeigen zu kénnen. Zur zwischenzeitlichen
Unterstiitzung von Pilot- und Demonstrationsanlagen sind die vorhandenen
Spielrdume der bestehenden Instrumente im Sinne der Motion vollstandig zu
nutzen.» Mit der Uberweisung der Motion an den Bundesrat wird dieser
beauftragt, im Rahmen der Integralen Wald- und Holzstrategie 2050 Pilot-
und Demonstrationsanlagen zu unterstitzen und den Aktionsplan Holz zu
starken. Eine Streichung dieser zwei Instrumente wiirde die Umsetzung der
integralen Wald- und Holzpolitik 2050 gefahrden.

Die Expertengruppe Gaillard empfiehlt, ganzlich auf die Férderung zu
verzichten und die bestehenden Kann-Bestimmungen aus dem Gesetz zu
streichen. Angesichts der Tatsache, dass die Forderbeitrage erst kirzlich im
Rahmen einer parlamentarischen Initiative bestétigt und erweitert wurden,
erachten wir ein solches Vorgehen als demokratiepolitisch héchst
problematisch. Die bestehenden Kann-Bestimmungen lassen dem
Bundesrat geniigend Spielraum, um die Férderbeitrage bei Bedarf temporar
auszusetzen.

Schliesslich ist der Aktionsplan Holz als wichtiges Element der zukinftigen
integralen Wald- und Holzstrategie von Bund und Kantonen weiterzufiihren.
Das bestéatigt auch der Bericht «Umsetzungs- und Forschungsstrategie zur
Dekarbonisierung des Infrastrukturbaus mit Fokus auf Holz» den der
Bundesrat am 6. Dezember 2024 genehmigte. Diese Umsetzungs- und
Forschungsstrategie umfasst vier Handlungsfelder, um die
Dekarbonisierung von Infrastrukturbauten weiterzuentwickeln:
Wissenstransfer und Bildung, Erstellung von Beispielobjekten,
regulatorische Massnahmen sowie Forschung und Methodenentwicklung.
Im erlauternden Bericht heisst es: «Der Bund unterstutzt den Absatz und die
Verwertung von nachhaltig produziertem Holz durch die Unterstiitzung von
Projekten im Rahmen des Aktionsplans Holz. Diese projektbezogene
Forderung wird weitergefuhrt, allerdings sollen kunftig Pilot- und
Demonstrationsprojekte vom Bund nicht mehr mitfinanziert werden. Damit
fokussiert der Aktionsplan Holz kiinftig starker auf befristete Projekte in den
Bereichen angewandte Forschung, Praxisprojekte sowie Informations- und
Offentlichkeitsarbeit, welche die Absatz- und Verwertungsméglichkeiten von
nachhaltig produziertem Holz verbessern.»

Antrage:

*Auf eine Anderung von Art. 34a WaG ist zu verzichten.
*Der Aktionsplan Holz ist ungeschmaélert weiterzufiihren.
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2.27 Verzicht auf Férderung im Bereich Bildung und Umwelt

Ablehnung

Gemass den Experten unterstitzt der Bund Umweltbildungsprojekte
basierend auf den Forderartikeln verschiedener Umweltgesetze. Diese
Projekte verfolgen das Ziel, Kompetenzen fiir den Schutz und die
nachhaltige Nutzung der natirlichen Ressourcen auf allen Bildungsstufen,
jedoch insbesondere bei Fach- und Fihrungskréften, zu fordern. Die
Expertengruppe schlagt vor, auf diese Férderung ganzlich zu verzichten.
Betroffen davon wéren auch die Umweltbildungen nach Waldgesetz (WaG),
Jagdgesetz (JSG) und Bundesgesetz liber die Fischerei (BGF).

Betroffen sind die Artikel 29 Abs. 1 und 2 WaG, Art. 38a Abs. 1 Bst. e WaG
und Art. 14 Abs. 4 JSG.

Im Waldbereich sind dies die Férderung der Ausbildung von Waldarbeitern
und die praktische Ausbildung von Waldfachleuten der Hochschulstufe (Art.
38a Abs. 1 Bst. e WaG), 50 Prozent der berufsspezifischen Kosten,
namentlich fir die ortsgebundene praktische Ausbildung des Forstpersonals
und die Schaffung von Lehrmitteln fur das Forstpersonal (Art. 39 WaG) und
Finanzhilfen an Organisationen im Bildungsbereich (z.B. Netzwerk
Fortbildung Wald und Landschaft; FoWala). Fur die Wildschutzorgane der
eidgendssischen Schutzgebiete fihrt der Bund entsprechende Kurse durch.
Er kann ebenfalls Weiterbildungskurse fir die mit der Fischereiaufsicht
betrauten Organe organisieren.

Die Ausbildung von Waldarbeitern ist aus Griinden der Arbeitssicherheit
sehr wichtig, speziell weil die Arbeit im Wald zu den gefahrlichsten
Arbeitskategorien zahlt und sich dadurch Kosten fir die Allgemeinheit
infolge von Unfallen vermindern lassen.

Die praktische Ausbildung von Waldfachleuten der Hochschulstufe ist eine
wichtige Massnahme zur Sicherung von Qualitat und Quantitét der
bendtigen Fachleute im Forstdienst und damit zur Umsetzung der
Waldgesetzgebung.

Antrag:
Auf die Aufhebung von Art. 29 Abs. 2 und Art. 38a Abs. 1 Bst. e WaG, Art.
14 Abs. 2 JSG sowie Art. 13 Abs. 1 BGF ist zu verzichten.

Der Bundesrat beantragt die Streichung der Férderung der Aus- und
Weiterbildung von Fachleuten im Bereich des Naturschutzes, des
Heimatschutzes und der Denkmalpflege (Streichung in Art. 1 Bst. b NHG
siehe S. 10 der Synopse und S. 24-25 im erlauternden Bericht). Zusatzlich
ist vorgesehen Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b NHG zu streichen und
Absatz 2 zu andern.

Im geltenden Gesetz ist der Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2
NHG als Kann-Formulierung ausgestaltet und somit ist der Bund nicht
verpflichtet, die Aus- und Weiterbildungen von Fachleuten zu unterstitzen.
Fallt diese Erwahnung weg, ist die Moglichkeit der Unterstiitzung nicht mehr
gegeben.

Aufgrund der grossen Flachenkonkurrenz in der Schweiz sollen zum
Beispiel jene Flachen, die fiir die Biodiversitat zur Verfligung stehen, optimal
fur die Biodiversitat genutzt werden. Dazu ist Fachwissen, das unter
anderem Uber Aus- und Weiterbildungen vermittelt wird, unerlasslich.

Wenn der Bereich Bildung und Forschung in den vergangenen Jahren zu
stark gewachsen sein sollte und eine Kiirzung in diesem Bereich notwendig
erscheint, so soll dies differenzierter erfolgen und nicht, indem die
Méglichkeit zur Unterstiitzung von Aus- und Weiterbildungen gestrichen wird.

Antrag:

Auf die Streichung der Férderung der Aus- und Weitbildung von Fachleuten
im Bereich des Naturschutzes, des Heimatschutzes und der Denkmalpflege
ist zu verzichten.
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2.28 Verzicht auf Beihilfen Viehwirtschaft

Ablehnung

Der Bund finanziert saisonale Marktentlastungsmassnahmen zur Stiitzung
der Fleisch- und Eierpreise. Zudem unterstitzt der Bund die Verwertung der
inlandischen Schafwolle und leistet Infrastrukturbeitrége fiir die Anschaffung
von Geraten und/oder Ausriistungen von 6ffentlichen Markten im
Berggebiet. Insbesondere aus Sicht der Berggebiete lehnen wir den Verzicht
auf die Beihilfen Viehwirtschaft ab. Die saisonalen Marktentlastungen haben
eine preisstabilisierende Wirkung. Sie sind ein wichtiger Hebel zur
Unterstiitzung der Gbrigen agrarpolitischen Massnahmen in diesen Markten.
Die Massnahme ist zudem kostengiinstig, weil nur saisonale Uberhénge von
Angebot und Nachfrage und nur soweit wie Ware verfligbar ist,
ausgeglichen werden.

2.29 Erhéhung Versteigerung Zollkontingente

Ablehnung

Mit der Versteigerung eines Teils der Zollkontingente erzielt der Bund aktuell
jahrliche Einnahmen in der Hohe von 230 Millionen Franken. Bisher ist die
Verteilung der Zollkontingente unter anderem an Inlandleistungen (zum
Beispiel nach der Zahl der ersteigerten Tiere an 6ffentlichen Méarkten oder
Anzahl geschlachteter Tiere) gekniipft. Die vorgeschlagene
Entlastungsmassnahme hat zum Ziel, neu sdmtliche Zollkontingente
grundsatzlich zu versteigern, ohne eine Anforderung an die Inlandleistung
zu stellen.

Aus Sicht der graslandbasierten Produktionsgebiete im Berggebiet lehnen
wir diese Massnahme aufgrund des Wegfalls der Inlandleistung ab. Die
Aufhebung der Inlandleistung einzig unter dem Aufwand- und Ertragsaspekt
der Zuteilung von Zollkontingenten zu sehen, greift zu kurz.

2.30 Kirzung der Landschaftsqualitatsbeitrdge auf 50 Prozent

Ablehnung

Mit den Landschaftsqualitétsbeitragen fordert der Bund Leistungen zur
Erhaltung und Weiterentwicklung vielfaltiger und qualitativ wertvoller
Kulturlandschaften. Die Beitrage werden seit der Einflihrung der
Massnahme 2014 zu 90 Prozent vom Bund und zu 10 Prozent von den
Kantonen finanziert. Mit der Agrarpolitik ab 2022 (AP22+) werden ab 2028
die bisherigen Vernetzungsbeitrage mit den Landschaftsqualitéatsbeitragen
zusammengelegt (Art. 76 neues LwG29; Beitrage fir regionale Biodiversitat
und Landschaftsqualitat [BrBL], S. 58 im erlauternden Bericht).

Der Bundesrat schlagt eine Kiirzung der Landschaftsqualitatsbeitrage auf
neu 50 Prozent vor. Damit wiirde sich ein Grossteil der finanziellen
Belastung auf die Kantone verlagern. Die Konsequenz diirfte eine deutliche
Reduktion der Direktzahlungsbeitrédge an die betroffenen
Landwirtschaftsbetriebe sein.

Antrag:

Auf die Kiirzung der Landschaftsqualitétsbeitrage bzw. der Beitrage fur
regionale Biodiversitat ist zu verzichten.
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2.35 Hohere Besteuerung von Kapitalbeziigen der 2. und 3. Séule

Ablehnung

Das geltende Konzept der Besteuerung von Kapitalbeziigen aus der 2. und
3. Saule gilt seit mehreren Jahrzehnten. Die steuerpflichtigen Personen
haben sich generationentubergreifend und im guten Glauben darauf
verlassen und ihre Vorsorge daraufhin ausgerichtet.

Aus gesellschaftspolitischer Perspektive ist auch zu beriicksichtigen, dass
die erwerbstatige Bevolkerung bereits heute durch zahlreiche Senkungen
des Umwandlungssatzes einen wesentlichen Beitrag zur Aufrechterhaltung
des Generationenvertrags leistet.

Der Staat strebt die Férderung der Eigenverantwortung der steuerpflichtigen
Personen durch die berufliche und freiwillige Vorsorge an, um die
Abhéangigkeit von staatlichen Beihilfen (wie beispielsweise
Erganzungsleistungen) im Alter zu minimieren. In Anbetracht dessen ist
nicht nachvollziehbar, wenn jetzt das seit Jahren etablierte und bewéahrte
Besteuerungskonzept leichtfertig aufs Spiel gesetzt wird. Das
vorgeschlagene Vorgehen kdnnte die Glaubwurdigkeit und das Vertrauen in
den Staat untergraben.

In diesem Kontext erscheint eine Uberpriifung der gegenwartig
unbeschrankten Einkaufsmaéglichkeit in die berufliche Vorsorge
erfolgversprechender. Bei ausserordentlich hohen versicherten Einkommen
kann eine privilegierte Minderheit an steuerpflichtigen Personen sehr hohe
Eink&ufe tatigen, die letztlich nicht mehr der Vorsorge dienen, sondern nur
aus steuerlich motivierten Uberlegungen vorgenommen werden. Eine
potenzielle Prifungsmassnahme kdnnte demnach die Deckelung des
maximal versicherbaren Lohns bei Einkaufen in die berufliche Vorsorge
darstellen.

Prifenswert wéare auch die «Abschaffung» oder «Deckelung» des fiktiven
Einkaufs fur Selbstandigerwerbende bei Aufgabe der selbstandigen
Erwerbstatigkeit (Art. 37b DBG).

Aus steuersystematischer Sicht ist dies als eine Privilegierung gegeniber
anderen steuerpflichtigen Personen zu betrachten, fur die es keine sachliche
Rechtfertigung gibt.

Sollte trotzdem an der vorgeschlagenen hoheren Besteuerung festgehalten
werden, misste fur die direkt betroffenen steuerpflichtigen Personen eine
grossziigige Ubergangsregelung in Betracht gezogen werden.

2.36 Anderung Subventionsgesetz

Ablehnung

Das Bundesgesetz tber Finanzhilfen und Abgeltungen (Subventionsgesetz,
SuG) vom 5. Oktober 1990 (SR 616.1) regelt, dass Finanzhilfen und
Abgeltungen nur unter bestimmten Bedingungen gewahrt werden. Neu soll
in Art. 7 Abs. 2 geregelt werden, dass "Finanzhilfen [...] 50 Prozent der
Kosten der unterstutzten Aufgabe nicht Gbersteigen [dirfen]. Sie kdnnen in
begriindeten Féllen hoher sein, insbesondere wenn sie degressiv
ausgestaltet und zeitlich befristet sind."

Wir beantragen, auf diese Anderung des SuG zu verzichten. Je hoher das
Interesse des Bundes an einer zu férdernden Sache und die damit
einhergehende Regelungsdichte ist, desto héher soll der Bundesanteil an
einer Finanzhilfe ausfallen. Eine Deckelung bei 50 Prozent der Kosten ist in
diesem Zusammenhang nicht zielfihrend.

16/16



	Zusammenfassung der eingereichten Rückmeldung
	Bundesgesetz über das Entlastungspaket 2027
	Kontakt Information der einreichenden Stelle
	Rückmeldung zum 1.Erlass: Fragenkatalog



